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In der Bundesrepublik stehen die Dienstaufsichtsbefugnisse den

«Obersten Arbeitsbehörden» - also den Arbeitsministerien der Länder

und für den Bund gegenüber dem Bundesarbeitsgericht dem

Bundesarbeitsministerium - im Einvernehmen mit den

Justizverwaltungen zu; die Befugnisse können auf die Präsidenten des

Bundesarbeitsgerichts, der Landes- und der Arbeitsgerichte delegiert
werden (§§15, 34 und 40 Arbeitsgerichtsgesetz 1953). Mit der
Dienstaufsicht ist keinerlei Beeinflussung der Rechtsprechung verbunden.

Vielmehr entscheidet in der Bundesrepublik der Richter unabhängig,

nur Recht und Gesetz unterworfen. Hat er doch vor seinem

Amtsantritt zu schwören:

«Ich schwöre, das Richteramt getreu dem Grundgesetz für die

Bundesrepublik Deutschland und getreu dem Gesetz auszuüben, nach bestem

Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu urteilen, so wahr mir
Gott helfe.» (§ 38 Deutsches Richtergesetz.)

In der Zone kennt man keinen «westlichen Objektivismus» in der

Rechtsprechung; man kennt nur die «kommunistische Gesetzlichkeit

und Parteilichkeit». Die SED fordert die Richter immer wieder

auf, sich bei ihren Entscheidungen von den «Erkenntnissen» der

Partei leiten zu lassen. Der Justizminister der Zone, Frau Dr. Hilde
Benjamin, schrieb 1958 in der «Neuen Justiz» auf Seite 368:

«Das Gesetz parteilich anzuwenden heißt, es so anzuwenden, wie es

der Auffassung der Mehrheit der Werktätigen und damit den Zielen der

Politik der Partei der Arbeiterklasse und der Regierung entspricht. Das

heißt aber zugleich, die dialektische Einheit von Gesetzlichkeit und
Parteilichkeit zu erkennen und durchzusetzen. Einhaltung der Gesetzlichkeit

bedeutet Wahrung der Parteilichkeit.»
Dr. Klaus Adam, München.
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